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II. ALLGEMEINE ANGELEGENHEITEN

Neue Beitritte zu den Genfer Abkommen
Im Berichtsjahr sind zwei Staaten den Genfer Abkommen

von 1949 beigetreten. Es handelt sich um die Republik Singapur
(durch Beitritt vom 27. April 1973) und das Königreich von Swasi-
land (durch Beitritt vom 20. Juni 1973).

Bei diesen Daten handelt es sich um jene, an denen der Schwei-
zerische Bundesrat die offiziellen Beitrittsurkunden erhalten hat.

Das Außenministerium der Provisorischen Revolutionären Regie-

rung der Republik Südvietnam teilte dem Präsidenten der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft am 3. Dezember 1973 seinen Beitritt
schriftlich mit. Gemäß einem Antrag dieser Regierung vom 28.

Dezember 1973 wurde dieser Beitritt kraft eines allen vier Abkommen
gemeinsamen Artikels (62/61/141/157) sofort rechtskräftig.

NEUBESTÄTIGUNG UND WEITERENTWICKLUNG DES IN

BEWAFFNETEN KONFLIKTEN ANWENDBAREN
HUMANITÄREN VÖLKERRECHTS

Im Berichtsjahr stand ebenso wie in den Vorjahren die Tätigkeit
der Rechtsabteilung auf dem Gebiet der Neubestätigung und

Weiterentwicklung des in bewaffneten Konflikten anwendbaren
humanitären Völkerrechts im Vordergrund.

Das positive Ergebnis der auf diesem Gebiet seit 1968, und
besonders im Verlaufe der beiden Sitzungsperioden der Regierungs-
expertenkonferenz, die das IKRK 1971 und 1972 einberufen hatte,
unternommenen Arbeiten verliehen diesem Unternehmen einen

neuen Impuls: Am Ende der zweiten Sitzungsperiode dieser Kon-
ferenz kündigte der Vertreter der Schweiz die Absicht seiner
Regierung an, Anfang 1974 eine diplomatischen Konferenz ein-
zuberufen.

Ausarbeitung von zwei Entwürfen für Zusatzprotokolle
zu den Genfer Abkommen von 1949

Unter Berücksichtigung der bis zu diesem Zeitpunkt durch-
geführten vorbereitenden Arbeiten bemühte sich das IKRK, zwei
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Entwürfe für Zusatzprotokolle zu den Genfer Abkommen von 1949

auszuarbeiten, welche die Grundvorschläge bilden, über welche
die diplomatische Konferenz diskutieren soll.

Der erste Entwurf (Protokollentwurf I) betrifft den Schutz der

Opfer von internationalen bewaffneten Konflikten, der zweite
(Protokollentwurf II) bezieht sich auf den Schutz der Opfer von
nichtinternationalen bewaffneten Konflikten.

Da einige grundlegende Probleme im Verlauf der vorangegan-
genen Arbeiten nicht genügend vertieft worden waren und andere
nicht die erwünschte Einstimmigkeit erzielt hatten, hielt es das
IKRK für notwendig — womit es dem von einigen Regierungen
geäußerten Wunsch entsprach -, kleinere Gruppen von Regierungs-
experten einzuberufen, um ihm bei der Auswahl zwischen ver-
scniedenen Vorschlägen und der Abfassung einer Reihe von
Entwürfen für Artikel behilflich zu sein. Fragen technischer Natur
verlangten ferner die Zuziehung von Fachleuten.

£XP£/? r£/Vß£F/?4 G G/VG £/V

Beratende Grt/ppe von Reg/erungsexperfen: Diese Gruppe tagte
vom 15. bis 19. Januar und vom 5. bis 9. März 1973 am Sitz des
IKRK.

Die Teilnehmer waren nach folgenden Gesichtspunkten aus-
gewählt worden: Experten, die im Verlauf der zweiten Sitzungs-
Periode der Regierungsexpertenkonferenz offizielle Stellen inne-
gehabt hatten (Vizepräsidenten der Konferenz, Vorsitzende der
Ausschüsse, Berichterstatter); Experten, die von den fünf ständigen
Mitgliedern des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen bestimmt
wurden — insofern sie nicht bereits durch die erste Kategorie
erfaßt wurden; Experten aus der Schweiz, dem Land, in dem die
Genfer Abkommen hinterlegt sind.

Die Diskussionen der ersten Versammlung betrafen Fragen des
Schutzes der Zivilbevölkerung, der Kombattanten, der Guerilla, des
Aufsichtsmechanismus für die Anwendung der Abkommen (Schutz-
mächte und ihre Stellvertreter) und des Anwendungsbereichs
des Protokollentwurfs II. Die zweite Versammlung untersuchteden
Protokollentwurf II in seiner Gesamtheit. Danach prüfte sie einige
Punkte von Protokollentwurf I, wie z.B. die Widerstandsbewegun-
gen, den Schutz der Zivilbevölkerung, die Hilfsgüter, die Organisa-
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tionen des Zivilschutzes, die Bestrafung der Übertretungen, die
Preambel, die Frage der Vorräte. Diese Arbeiten gestatteten eine
Annäherung der Vorstellungen über zahlreiche Punkte; sie be-

günstigten ferner die Formulierung von neuen Vorschlägen und
stellten ganz allgemein einen nützlichen Beitrag für das IKRK bei
der Ausarbeitung der Protokollentwürfe dar.

ZusammenAon/if von Experten über e/'n /nternaf/ona/es Kenn-
ze/'cben /Ür den Z/vZ/scbufz: Im Verlaufe der zweiten Sitzungsperiode
hatte die Regierungsexpertenkonferenz auf die Notwendigkeit
hingewiesen, ein internationales Kennzeichen für den Zivilschutz
zu schaffen, damit den Organisationen des Zivilschutzes ein
wirksamer Schutz gewährleistet wird. Sie hatte einen Bericht
über die allgemeinen Bedingungen für ein solches Kennzeichen
verfaßt und das IKRK beauftragt, aufgrund dieses Berichts Unter-
suchungen durchzuführen, um der diplomatischen Konferenz ein

geeignetes Kennzeichen vorzuschlagen. Diesem Wunsche entspre-
chend hatte das IKRK vom 22. bis 26. Januar 1973 eine kleine Gruppe
von Sachverständigen einberufen, die zwei Vorschläge für ein
solches Kennzeichen festhielt: es könnte entweder ein gleichsehen-
keliges hellblaues Dreieck auf orangefarbenem Grund sein oder
zwei, bzw. notfalls mehrere senkrechte hellblaue Streifen auf
hellorangefarbenem Grund. Das IKRK nahm diese Vorschläge in

den Protokollentwurf I auf.

ZusammenAt/n/if von Sfra/recbf/ern; Während der zweiten Sit-
zungsperiode der Regierungsexpertenkonferenz war dem Problem
der Strafmaßnahmen eine lange Debatte gewidmet worden. Die
Konferenz hatte einerseits die Verbesserung des Strafrechtssystems
der Abkommen und andererseits die Bestimmungen über die

Ahndung der Verletzungen von Protokoll I geprüft. Die zahlreichen
vorgebrachten Vorschläge gestatteten es ihr, Artikelentwürfe
auszuarbeiten, welche — wie zugegeben wurde — nochmals einer
gründlichen Prüfung bedurften. Aus diesem Grunde hatte das
IKRK vom 29. Januar bis 1. Februar 1973 einige Strafrechtler
einberufen.

Diese Gruppe kam zu dem Schluß, daß es für den Entwurf von
Protokoll I am geeignetsten wäre, das strafrechtliche System der
Genfer Abkommen von 1949 zu übernehmen. Sie stützte sich auf
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die bei der Regierungsexpertenkonferenz vorgebrachten Vorschläge
und arbeitete Artikelentwürfe aus, die auf eine Verbesserung und

Ergänzung dieses Systems abzielten, wobei sie namentlich Bestim-

mungen im Falle von schändlichem Mißbrauch der Schutzzeichen,
Strafen bei Verletzungen durch Unterlassungen und die Frage des
Befehls des Vorgesetzten vorsah.

ZusammenAiy/?# von Sac/rversfänd/gen au/den? Geö/'ef der Kenn/-
//c/7mac/)ungf und /c/en//'//z/ert7/7C7 der San/Zä/s/ranspor/e zu Wasser
und zu /.ande; Die Genfer Abkommen von 1949 sehen ein einziges
Kennzeichen vor, d.h. das sichtbare Zeichen des roten Kreuzes,
bzw. des roten Flalbmonds oder des roten Löwen mit der roten
Sonne, um Gebäude, Verbände, Sanitätstransporte und das Sani-
tätspersonal zu kennzeichnen, welches sie schützen.

Die Beweglichkeit der Streitkräfte, welche sowohl neue Wahr-
nehmungsmethoden als auch ferngesteuerte Waffen verwenden,
welche ihre Ziele außerhalb des visuellen Wahrnehmungsbereichs
treffen können, führen dazu, daß das Kennzeichen des roten Kreuzes
zur Kenntlichmachung nicht mehr ausreicht. Die Regierungsexper-
tenkonferenz untersuchte die Möglichkeit, technische Mittel für die

Identifizierung und Kenntlichmachung der geschützten Personen
und Güter zu verwenden. Aus diesem Grunde arbeitete sie einen
Entwurf mit dem Titel « Internationale Normen, Verhaltensweisen
und Verfahren, die für die Kenntlichmachung und Identifizierung
von Sanitätsluftfahrzeugen empfohlen werden» aus. Sie empfahl
außerdem dem IKRK, seine Untersuchung über die Kenntlich-
machung der Sanitätstransportmittel zu Wasser und zu Lande fort-
zusetzen. Um diesem Wunsche zu entsprechen, versammelte
das IKRK vom 5. bis 8. Februar 1973 einige Sachverständige in

Genf, die gemeinsam prüften, inwieweit die für Sanitätsluftfahrzeuge
vorgeschlagen Normen auch für die Sanitätstransportmittel zu
Wasser und zu Lande übernommen werden könnten.

Wortlaut der beiden Protokollentwürfe

Nach Abschluß dieser verschiedenen beratenden Zusammen-
künfte konnte das IKRK den Wortlaut der Protokollentwürfe auf-
setzen, die im Juni 1973 veröffentlicht und von der schweizerischen
Regierung an alle Mitgliedstaaten der Genfer Abkommen von 1949
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sowie an die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen im Hinblick
auf die diplomatische Konferenz geschickt wurden. Das IKRK ließ
diese Entwürfe ferner allen nationalen Rotkreuzgesellschaften
vor der XXII. Internationalen Rotkreuzkonferenz zukommen (Tehe-
ran, 1973).

Die Protokollentwürfe können kurz wie folgt analysiert werden:

P/?OrOKOU£/V7Wl//?f /

Dieser Entwurf ist in sechs Titel unterteilt.

Der erste 77fe/, 4//geme/'ne ßesf/'mmungen, bezieht sich auf
Fragen, die sich bei der Anwendung des humanitären Völkerrechts
ergeben. Es sei besonders auf den Artikel Ernennung der Schutz-
mäcMe und /7?rer Sfe//verfrefer hingewiesen, der darauf abzielt, den

von den Genfer Abkommen vorgesehenen internationalen Mecha-
nismus zu verstärken, um eine unparteiische Überwachung ihrer
Anwendung zu gewährleisten. Ferner ist zu erwähnen, daß zahl-
reiche Experten die Ausbildung geeigneter Fachleute wünschten,
damit die Anwendung der Genfer Abkommen und dieses Proto-
kolls erleichtert wird. Dieser Wunsch wurde in einem besonderen
Artikel niedergelegt.

Der zwe/'te 77'te/, Verwundete, Kranke und Sc/u'/fbrüc/j/'ge, ergänzt
die Genfer Abkommen in zwei wichtigen Punkten. Erstens soll der
Schutz, in dessen Genuß bisher nur das militärische Sanitäts-
personal und das Sanitätspersonal der zivilen Krankenhäuser kam,

nun auf das gesamte zivile Sanitätspersonal ausgedehnt werden.
Zweitens sollen eine Reihe von Bestimmungen die Wiederherstel-
lung einer Sanitätsluftfahrt gestatten, die durch eine entsprechende
moderne Signalisierung geschützt wird.

Der dr/'tte 77fe/ umfaßt zwei Abschnitte. Der erste davon bezieht
sich auf die Kamp/m/Yfe/ und -mef/roden, der zweite auf den Kr/'egs-

ge/angenensfafus. Der erste Abschnitt stellt Verhaltensregeln auf,
welche die Kämpfenden den gegnerischen Streitkräften gegenüber
zu beachten haben. Diese Regeln sollen eine gewisse Fairness
im Kampf gewährleisten und die Zivilbevölkerung schonen, die an

den Feindseligkeiten nicht teilnimmt. Der zweite Abschnitt hat nur
einen einzigen Artikel. Er will den Kreis jener Personen vergrößern,
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die im Falle einer Gefangennahme in den Genuß des Kriegsge-
fangenenstatus kommen. Diese Bestimmung sieht vor, auch die
Mitglieder von Widerstandsbewegungen als Kriegsgefangene zu
betrachten, vorausgesetzt, daß diese Bewegungen gewisse Bedin-

gungen erfüllen, die jedoch weniger streng sind als in der Vergan-
genheit.

Der werfe 77/e/ beabsichtigt vor allem, den Schutz der Z/V/'/-

hevö/Aerung zu verstärken. Das Problem des Schutzes gegen die

Auswirkungen der Feindseligkeiten wird in seinen wesentlichsten
Aspekten behandelt. Der Entwurf bestätigt erneut die Regel, wonach
die am Konflikt beteiligten Parteien ihre Operationen auf die Zerstö-
rung oder Schwächung des militärischen Potentials des Feindes
beschränken, und erwähnt ausdrücklich folgende Fälle: es ist
verboten, die Zivilbevölkerung als solche anzugreifen, es ist unter-
sagt, nichtdiskriminierende oder Terrormaßnahmen zu ergreifen,
Angriffe müssen auf rein militärische Ziele beschränkt sein usw.
Diese Bestimmungen zielen auf ein Verbot der unterschiedslosen
Bombardierungen ab, die im Verlauf des zweiten Weltkriegs und
der darauffolgenden Konflikte so zahlreiche Opfer unter der Zivil-
bevölkerung forderten. Der Titel sieht vor, daß lebensnotwendige
Güter wie Lebensmittel, Anbauflächen, Vieh usw. sowie gewisse
Bauwerke, die gefährliche Kräfte einschließen (Stauwerke, Deiche
und Atomzentralen), unter besonderen Schutz gestellt werden.
Durch Sonderabkommen soll gemäß dem Beispiel der «offenen
Städte» manchen Orten der Status der NichtVerteidigung oder
Neutralisierung verliehen werden. Dieser Entwurf befaßt sich noch
mit anderen wichtigen Problemen wie der Frage des Zivilschutzes,
der Hilfsgüter und der Behandlung gewisser Personengruppen,
die sich in der Gewalt einer Konfliktspartei befinden.

Der fün/ife 77fe/, Ausführung cfer AMommen und des vor/fegenden
ProfoAo//s, enthält in Abschnitt 1 Bestimmungen über die Anwen-
dung der Genfer Abkommen und des Protokolls. Abschnitt II

bezieht sich auf die Bestrafung der L/hertrefunge/? und ergänzt das

von den Genfer Abkommen aufgestellte Strafsystem.

77/e/ V/ enthält die Schlußbestimmungen des Protokolls. Einige
seiner Artikel beziehen sich auf heikle Probleme wie z.B. das Pro-
blem der Vorbehalte, der Abänderung und der Denunziation.
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PflOrOKOUE/VrU'lWf //

Die Genfer Abkommen von 1949 enthalten nur eine Bestimmung,
die im Falle eines nichtinternationalen bewaffneten Konflikts An-
wendung findet, nämlich den allen Abkommen gemeinsame Arti-
kel 3. Diese Bestimmung verleiht allen Opfern von nichtinterna-
tionalen bewaffneten Konflikten grundlegende Garantien und

rechtfertigt die von unparteiischen humanitären Organisationen
angebotene Hilfe. Sie hat in der Vergangenheit bereits dazu beige-
tragen, das Los der von diesen Konflikten betroffenen Personen zu
lindern. Dennoch hat sie sich in manchen Punkten als ungenügend
erwiesen, besonders was die Behandlung von Verwundeten und
Kranken sowie der der Freiheit beraubten Personen anbetrifft.
Alle zu Rate gezogenen Sachverständigen waren sich über die
Notwendigkeit einig, die in nicht-internationalen bewaffneten
Konflikten anwendbaren Regeln weiterzuentwickeln, was Ziel und
Zweck dieses Protokolls sind.

Es muß gleich gesagt werden, daß dieser Entwurf nicht an die
Stelle des allen Abkommen gemeinsamen Artikels 3 treten will,
der weiterhin seinen Wert hat. Artikel 3 und Protokoll II würden
autonom nebeneinander bestehen. Ihr Anwendungsbereich wäre
auch nicht genau derselbe. Während der allen Abkommen gemein-
same Artikel 3 in allen Fällen nichtinternationaler bewaffneter
Konflikte Anwendung findet, würde dieses Protokoll nur bei Kon-
flikten gewisser Heftigkeit Anwendung finden, wie es im Entwurf
des ersten Artikels niedergelegt ist.

Der Protokollentwurf ist in ac/rt 7"rte/ unterteilt:
1. Anwendungsbere/'ch c/es ProfoAo//s, 2. F/umane ße/7ancf/ur?g

der s/'c/? //j der Gewart der Kbr?/7/7rtsparte/en bef/nd/Zchen Personen,
3. KerwundeZe, KfanAe und Scb/'/fbrücb/ge, 4. Kamp/m/'rte/ und -me-
Zhoden, 5. Z/V//bevö/Aerung, 6. W/7/sgirter, 7. Durchführung des Pro-
ZoAorts und 8. Sch/ußbesh'mmungen.

Dieser Entwurf bezweckt einerseits, der Zivilbevölkerung einer
vertragschließenden Partei auf dem Gebiet, auf dem sich ein nicht-
internationaler bewaffneter Konflikt abspielt, gegen die Willkür der

Konfliktsparteien, in deren Gewalt sich diese Bevölkerung befindet,
beizustehen, und andererseits, sie gegen die Auswirkungen der

Feindseligkeiten zu schützen. Er übernimmt zahlreiche Regeln
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der Genfer Abkommen, indem er sie den Erfordernissen des nicht-
internationalen bewaffneten Konflikts anpaßt. Der Entwurf von
Protokoll I diente ihm ebenfalls unmittelbar als Vorbild, besonders
im Hinblick auf die Ausführungen über die Verwundeten und

Kranken, die Kampfmittel und -methoden und den Schutz der
Zivilbevölkerung.

Kommentar zu den beiden Protokollentwürfen

Das IKRK wollte all jenen, die die Protokollentwürfe zu prüfen
haben, die Arbeit erleichtern, indem es einen Kommentar ausarbei-
tete. Er ist knapp gehalten, enthält jedoch alles, was zum Verstand-
nis der vorgeschlagenen Bestimmungen wichtig schien. Es handelt
sich in erster Linie um eine Darlegung der Beweggründe. Ganz

allgemein weist er auf den Ursprung der Artikel oder Abschnitte
hin und gibt gegebenenfalls an, worin sie sich von den früheren
Texten unterscheiden.

Im Dezember 1973 schickte der schweizerische Bundesrat diesen
Kommentar an alle Staaten und Organisationen, die zur Teilnahme
an der diplomatischen Konferenz eingeladen waren.

Expertentagung über die Waffen, die unnötige Leiden
verursachen oder unterschiedslos treffen, und Bericht
über die Arbeiten dieser Tagung

Im Verlaufe der zweite Sitzungsperiode der Regierungsexperten-
konferenz über die Neubestätigung und Weiterentwicklung des in

bewaffneten Konflikten anwendbaren humanitären Völkerrechts
im Jahre 1972 hatten die Sachverständigen von neunzehn Regie-

rungen einen schriftliche Vorschlag vorgebracht und dem IKRK
nahegelegt, Experten zu dem Problem der Verwendung von gewis-
sen «herkömmlichen» Waffen, die unnötige Leiden verursachen
oder unterschiedslos treffen, zu befragen.

Das IKRK gab diesem Wunsch statt. So fanden von 26. Februar
bis 2. März und nochmals vom 12. bis 15. Juni Expertentagungen
am Sitz des IKRK statt, an denen Sachverständige teilnahmen, die
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entweder von den Staaten, welche den oben erwähnten Vorschlag
vorgebracht hatten, oder sonst an diesem Problem interessiert
sind, entsandt worden waren. Das IKRK hatte ferner die Organ/sa-
Z/'on der Vere/rden /Va//'oner7, die lVe//gesur7c//7e//sorgar)/saZ/or?, den
Sonderaussc/ju/J der n/c/dstaad/cAer? Abri/sZungsorgan/saZ/onen und
das SZocA/jo/m /nZernaZ/'ona/ Peace ffesearc/j /nsZ/'ZivZe zur Teilnahme
an diesen Tagungen aufgefordert. So war es möglich, eine hoch-
qualifizierte Arbeitsgruppe aufzustellen und einen Dokumentär-
bericht auszuarbeiten, in welchem gewisse Waffenarten beschrie-
ben werden, die unnötige Leiden verursachen oder unterschiedslos
treffen, und ihre Auswirkungen auf den menschlichen Körper zu

analysieren.
Dieser Bericht wurde vom IKRK in englischer, französischer

und spanischer Sprache veröffentlicht, und die Sachverständigen
der Bundesrepublik Deutschland fertigten eine deutsche Über-

setzung an. Er wurde so abgefaßt, dass er für jeden verständlich
ist, der sich für diese Probleme interessiert, auch wenn er kein
Fachmann ist. Alle Mitgliedstaaten der Genfer Abkommen von 1949

erhielten den Bericht zugestellt. Er wurde ferner der Generalver-
Sammlung der Vereinten Nationen und der XXII. Internationalen
Rotkreuzkonferenz zur Verfügung gestellt.

Der Bericht beleuchtet die juristischen, militärischen und medi-
zinischen Gesichtspunkte des Problems und wird sicherlich jeg-
liehe spätere Untersuchung der Frage dieser Waffen im Hinblick
auf ein Verbot oder eine Begrenzung der Anwendung einiger der-
selben erleichtern.

XXII. Internationale Rotkreuzkonferenz (Teheran, 8. bis
15. November 1973)

Die Frage der Neubestätigung und Weiterentwicklung des in

bewaffneten Konflikten anwendbaren humanitären Völkerrechts
stand auf der Tagesordnung des Ausschusses für humanitäres
Völkerrecht der XXII. Internationalen Rotkreuzkonferenz. Die
Debatten bezogen sich vor allem auf die beiden Entwürfe von
Zusatzprotokollen zu den Genfer Abkommen von 1949. Gemäß
einem Beschluß dieses Ausschusses wurde über die verschie-
denen Abänderungsvorschläge zu diesen Protokollentwürfen nicht
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abgestimmt; man findet sie in einem vom IKRK für die diploma-
tische Konferenz ausgearbeiteten Bericht.

D£R 4USSCHUSS £Üfl Ht/MA/V/7"A7?£S VÖIK£RR£CHr

Dieser Ausschuß tagte vom 8. bis 12. November unter dem
Vorsitz von Dr. J. Pictet, Vizepräsident des IKRK. Im Anschluß
an die Debatten über die beiden Protokollentwürfe nahm er drei
Resolutionen an: Die erste Resolution, /VeubesteY/gtmg uncf Ute/'ter-

en/w/cA/ung des /n bewa/fnefen Kon/7/Aten anwendbaren human/-
te'ren l/ö/Aerrecbte, wünscht eine möglichst weitverbreitete und
schnelle Annahme der beiden Protokolle; die zweite, Kerbof oder
E/'nscbränAung der Anwendung gew/'sser tVa/fen, bittet die diploma-
tische Konferenz — ohne daß hierdurch ihre Arbeiten über die
beiden vom IKRK unterbreiteten Protokolientwürfe leiden — die
Frage des Verbots oder der Einschränkung von sogenannten her-
kömmlichen Waffen, die unnötige Leiden verursachen oder unter-
schiedslos treffen, näher zu prüfen; sie fordert ferner das IKRK
auf, für 1974 eine Regierungsexpertenkonferenz einzuberufen,
welche die Frage des Verbots oder der Einschränkung des Ge-
brauchs dieser Waffen ausführlich prüfen soll. Die dritte Resolu-
tion, Verste'rAung der Ro//e der naf/'ona/e Gese//scbaf/er? /'/? den Zusatz-
prote>Ao//er?, bittet die diplomatische Konferenz, Bestimmungen in

die Protokolle aufzunehmen, um die Rolle der nationalen Rotkreuz-
gesellschaften und ihrer Föderation zu verstärken und ihre huma-
nitäre Tätigkeit zu erleichtern. Diese Resolutionen wurden von der
Konferenz unverändert in ihrer abschließenden Vollversammlung
angenommen.

ß£/?/Ctf7" Üß£R D/£ PRÜfL/A/G D£R RROrOKOU£A/7"WÜR££

DURCH D/£ ////. //V7"£RAM770AMZ.£ R07"KR£UZK0/Vf£R£/VZ

Dieser für die diplomatische Konferenz bestimmte Bericht
stellt eine analytische Zusammenfassung der Debatten des Aus-
schusses für humanitäres Völkerrecht über die Protokollentwürfe
dar. Er enthält alle Meinungen, die zum Ausdruck gebracht wurden,
und die dem Ausschuß unterbreiteten schriftlichen oder mündlichen
Abänderungsvorschläge. Im Anhang sind alle schriftlichen Vor-
schläge zu finden sowie der Bericht des Ausschusses und die auf
diesem Gebiet angenommenen Resolutionen.
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Beziehungen zur Organisation der Vereinten Nationen

Die seit einigen Jahren zwischen dem IKRK und der Organisa-
tion der Vereinten Nationen bestehende Zusammenarbeit auf dem
Gebiet des humanitären Völkerrechts wurde auch im Berichtsjahr
fortgesetzt.

A. Dominique Micheli verfolgte die Arbeiten der achtundzwan-
zigsten Sitzungsperiode der Generalversammlung der Vereinten
Nationen, die vom 8. September bis 18. Dezember 1973 in New York
stattfand. Der IKRK-Delegierte bei den internationalen Organisa-
tionen befand sich in Begleitung der Herren Zuger und Jaquinet. Als
im Rahmen des Sechsten Ausschusses über das Thema « Achtung
der Menschenrechte in Zeiten bewaffneter Konflikte» diskutiert
wurde, begab sich Frau Bindschedler-Robert, Mitglied des IKRK,
ebenfalls nach New York.

Auf Empfehlung des Ersten Ausschusses nahm die General-
Versammlung die Resolution Nr. 3076 (XXVIII) an, die den Titel
trägt « /Vapa/m unü andere ßranc/wa/fen sow/'e a//e Aspekte /bres
eirenftve//en E/'nsafzes». Diese Resolution nimmt mit Genugtuung von
den vom IKRK für die diplomatische Konferenz ausgearbeiteten
Vorschlägen Kenntnis; sie stellt fest, daß die XXII. Internationale
Rotkreuzkonferenz das IKRK aufgefordert hat, 1974 eine Regierungs-
expertenkonferenz einzuberufen, um die Frage des Verbots oder der
Einschränkung der Anwendung von Waffen, die unnötige Leiden
verursachen, oder die ihre Opfer wahllos treffen, zu prüfen; sie
fordert die diplomatische Konferenz auf — ohne daß hierdurch die
Prüfung der Protokollentwürfe leidet — die Frage der Anwendung
von Napalm und anderen Brandwaffen sowie von gewissen anderen
Waffen zu untersuchen und nach einer Einigung über Vorschriften
zu suchen, die die Verwendung dieser Waffen verbieten oder ein-
schränken. Sie bittet den Generalsekretär, ihr während der nächsten
Sitzungsperiode über die Arbeiten der diplomatischen Konferenz zu
dieser Frage Bericht zu erstatten.

Die Generalversammlung bittet ferner den Generalsekretär durch
ihre Resolution Nr. 3058 (XXVIII) mit dem Titel « Schutz für Journa-
//sfen atyfpe/a/?r//c/?er M/'ss/on /V? Geb/'eten bewaffneter Kon/7/7tfe », die

aufgrund der Empfehlung des Dritten Ausschusses angenommen
wurde, der diplomatischen Konferenz den Entwurf von Artikeln zu
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diesem Problem und die Abänderungsvorschläge zu unterbreiten.
Er soll die Konferenz auffordern, ihre Kommentare und Anregungen
zu diesen Texten vorzulegen.

In einer anderen Resolution, die den Titel trägt « Acbfung der
/Wensc/jenrec/de /7? Zeden bewa/Tbefer Kon/7/Afe » (Nr. 3102 (XXVIII)),
die auf Empfehlung des Sechsten Ausschusses hin angenommen
wurde, begrüßt die Generalversammlung mit Genugtuung die Ein-

berufung einer ersten Sitzungsperiode der diplomatischen Konfe-
renz über die Weiterentwicklung des humanitären Völkerrechts
durch den schweizerischen Bundesrat. Sie bezeichnet «die Ent-
würfe für Zusatzprotokolle zu den Genfer Abkommen von 1949, die

vom IKRK ausgearbeitet wurden, als ausgezeichnete Diskussions-
grundlage für die Konferenz». Ferner nimmt sie von den 1969 in

Istanbul und 1973 in Teheran von den XXI. bzw. XXII. Internationalen
Rotkreuzkonferenzen angenommenen Resolutionen Kenntnis. Sie
erinnert an ihre Resolution über Napalm and andere Brandwaffen.
Die Generalversammlung « bittet außerdem dringend darum », die
Vertreter der von den verschiedenen regionalen zwischenstaat-
liehen Organisationen anerkannten nationalen Befreiungsbewegun-
gen als Beobachter zur diplomatischen Konferenz einzuladen, wie
es der Gepflogenheit der Vereinten Nationen entspricht. Sie bittet
den Generalsekretär, ihr über die Debatten und Schlußfolgerungen
der diplomatischen Konferenz Bericht zu erstatten und beschließt,
die Untersuchung dieses Punkts auf die Tagesordnung der näch-
sten Sitzungsperiode zu setzen.

Abschließend sei erwähnt, daß die Generalversammlung Reso-
lution Nr. 3103 (XXVIII) mit dem Titel « Grundpr/nz/'p/en über den

y'ur/'sb'scben Sbafus der gegen d/'e Ko/on/a/- oder aus/änd/sebe /-/errscba/2
und rass/sb'scbe Reg/erungs/örn7en Aä'mpfenden Kombattanten » an-
nahm. Diese Resolution übernimmt die wichtigsten Elemente der
früheren Resolution über die Anwendung der Genfer Abkommen
in Situationen, die sich aus antikolonialistischen und antirassi-
stischen Kämpfen ergeben und die sich in erster Linie auf die

Behandlung dieser Personen im Falle ihrer Gefangennahme
beziehen.
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Beziehungen zu anderen zwischenstaatlichen und nicht-
staatlichen Organisationen
Im Zusammenhang mit seinen Arbeiten über die Neubestätigung

und Weiterentwicklung des humanitären Völkerrechts stand das
IKRK mit verschiedenen Organisationen in Verbindung.
— EuroparaL Der Leiter der Rechts- und Grundsatzabteilung, C.

Pilloud, hielt am 8. Juli in San Remo einen Vortrag über die
Protokollentwürfe vor dem Unterausschuß für Menschenrechte
des Rechtsausschusses des Europarats. Dr. J. Pictet, Vize-
Präsident des IKRK, sprach am 4. September 1973 in Genf vor
dem Bevölkerungs- und Flüchtlingsausschuß der gleichen Orga-
nisation über dasselbe Thema. Der Delegierte für internationale
Organisationen, A. Dominique Micheli, stand ständig mit dem

Europarat in Verbindung.
— Gruppe der /7/'c/7fsfaaf//'c/?en Organ/'saf/'onen. Vertreter des IKRK

standen verschiedentlich mit dieser Arbeitsgruppe in Verbindung
welche zu dem Zweck gegründet worden war, die Protokollen^
würfe zu prüfen und Beobachtungen vorzubringen.
Das IKRK war auch auf folgenden Tagungen vertreten:

— Sem/'nar über bu/rian/7ä'res Kö/Aerrec/d /'n Os/o. Diese Tagung
wurde vom Norwegischen Roten Kreuz für die neun afrikanischen
Freiheitsbewegungen veranstaltet (A.N.C., F.L.N.A., FRELIMO,
M.P.L.A., P.A.C., P.A.I.G.C., S.W.A.P.O., Z.A.N.U. und

Z.A.P.U.).

— V/. /nfernaf/ona/er Kongreß der /nfernaf/'o/ia/en Gese//sc/jaß für
Ad/Wärsfra/recbf und Kr/egsrecbf. Dieser Kongreß fand vom 21.

bis 25. Mai im Flaag statt. Mehrere Punkte der Tagesordnung
standen in engem Zusammenhang mit den Arbeiten des IKRK
über die Ausarbeitung der beiden Protokollentwürfe.

— We/f/ronfAämp/erverbantf. Dieser forderte das IKRK auf, an
der Tagung seiner Arbeitsgruppe in Belgrad vom 4. bis 5.

September seine Ansichten darzulegen und einen Vertreter
an die Generalversammlung zu entsenden, die vom 20. bis
29. November in Paris stattfand und in deren Verlauf dieser
Verband verschiedene Aspekte der Protokollentwürfe unter-
suchte und bezüglich deren Inhalt einige Wünsche zum Aus-
druck brachte.
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— /Imnesfy /nfernaf/'ona/. Das IKRK nahm als Beobachter am
VI. Kongreß von Amnesty International * teil, der vom 13. bis
16. September in Wien stattfand, sowie an der internationalen
Konferenz zur Abschaffung der Folter vom 10. bis 11. Dezember
in Paris.

— Ko//o<yu/um über d/'e ge/sü'ge und ude//eA/ue//e W/7/e /n bewaffneten
Kon/7/Aten und be/' /'nneren Herren. Dieses Kolloquium war vom
« Internationalen Institut für humanitäres Recht» von San Remo
und dem «Internationalen Institut für Menschenrechte» in

Strassburg gemeinsam veranstaltet worden. Es fand vom 21. bis
23. September in Mailand statt.

XXII. INTERNATIONALE ROTKREUZKONFERENZ

Vom 8. bis 15. November 1973 tagte im Gebäude der National-
Versammlung in Teheran die XXII. Internationale Rotkreuzkonferenz,
diein vorbildlicher Weise von der Iranischen Gesellschaft vom Roten
Löwen mit der Roten Sonne organisiert worden war. An der Kon-
ferenz nahmen rund 700 Delegierte teil, welche 78 Regierungen, das
IKRK, die Liga der Rotkreuzgesellschaften und 98 nationale Gesell-
schatten vertraten, sowie Beobachter von rund zwanzig staatlichen
und nichtstaatlichen internationalen Organisationen.

Die Eröffnungsfeier fand in der « Roudaki Hall » (Oper) statt.
Ihre Kaiserlichen Majestäten Schahinschah Aryamehr und Scha-
banou Farah sowie Ihre Kaiserliche Hoheit Prinzessin Chams
Pahlevi, Präsidentin der Gesellschaft vom Roten Löwen mit der
Roten Sonne, wurden von der Vorsitzenden des Ständigen Aus-
schusses, Lady Limerick, dem Präsidenten des IKRK, Dr. Eric

Martin, dem Präsidenten der Liga, Jose Barroso, und Ministerpräsi-
dent Amir Abbas Hoveyda, umgeben von weiteren Persönlichkeiten,
begrüßt. Die bei dieser Gelegenheit gehaltenen Reden, besonders
von Seiner Kaiserlichen Majestät Schahinschah Aryamer, wurden
in der Dezemberausgabe 1973 der Revue /nfernaf/ona/e de /a Cro/'x-

Rouge abgedruckt.
Dem Brauch gemäß hatten die Rotkreuzorganisationen die Unter-

lagen zusammengestellt, die als Grundlage für die Debatten der

' In den Juli-, Oktober- und Novemberausgaben der Revue /nfernaf/ona/e de /a

Cro/x-ffouge erschienen zusammenfassende Berichte über diese Tagung.
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